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Ist Politik denkbar ohne Medien? Natür-
lich nicht. Je mehr die Gesellschaft sich
differenziert, soziale und religiöse Bindun-
gen ihre Kraft verlieren, desto mehr ist
Politik auf Kommunikation, Vermittlung,
Überzeugung über, in und mit Medien an-
gewiesen. Sind Medien denkbar ohne Po-
litik? Vorerst ist das nur ein Gedanken-
spiel. Medien brauchen keine Politik. In
privaten Fernsehsendern sind die fast poli-
tikfreien Zonen bereits zu besichtigen. Die
Quote, die auch in öffentlich-rechtlichen
Sendern das Denken in den Führungs-
etagen beherrscht, ist mit nahezu allem
leichter zu machen als mit politischen
Themen.

Politik füllt Sendeplätze und -zeiten;
doch nicht nur im Massenmedium Fern-
sehen muss sie sich formen und deformie-
ren lassen, um mit den Unterhaltungsfor-
maten halbwegs konkurrenzfähig zu sein.
Den Anpassungszwang an die berühmte
»Medienlogik« haben die medialen Ak-
teure inzwischen so verinnerlicht, dass
von ihnen kaum noch bemerkt wird, wie
sehr ihr Bild von Politik deren Gemein-
wohlanspruch latent untergräbt. Boule-
vardisierung und Verflachung sind mitt-
lerweile »eingepreist«, auch wenn das Un-
behagen daran unter den Journalisten der
Printmedien und öffentlich-rechtlichen
Sendern groß ist. Die Ambivalenz, in der
demokratische Politik ihre Kontroversen
und Widersprüche nur austragen und ent-
scheiden kann, ist den Medienmechanis-
men der Bildhaftigkeit und Emotionalisie-
rung, dem Entweder-oder ein ewiges Är-
gernis. Die Beschleunigungskraft der digi-
talisierten Medienwelt hat eine zusätzlich

fatale Wirkung entfaltet: Ihre atemlose
Suche nach Streit, Skandal, personalisier-
baren Stoffen schafft es immer wieder,
politische Vorgänge so zu zerhacken, dass
die großen politischen Konflikte unserer
Zeit unkenntlich werden. In hohem Maße
präsent bleibt Politik trotzdem, durch die
unendliche Vervielfältigung von Sendern
und Netzen. Politiker und politische Jour-
nalisten sitzen als Verlierer der globalisier-
ten und digitalisierten Mediengesellschaft
in einem Boot. Gemeinsam ist ihnen aber
auch, dass die mediale Vielfalt ihnen Kom-
pensation für den Bedeutungs- und Ge-
staltungsverlust bietet. Mediale Präsenz,
Ruhm,Aufmerksamkeit machen auch Jour-
nalisten zu bekannten öffentlichen Perso-
nen, sogar, siehe »Will« oder »Illner«, zu
eigenen Marken. Und jeder Hinterbänk-
ler kann für einige Tage berühmt werden,
wenn er seinem Fraktionschef wider-
spricht.

Wo es um Politik geht, verlieren die
Medien auf der Jagd nach Zuschauern, Le-
sern, Zuhörern das interessierte Publikum.
Gerade die politisch Engagierten und Ge-
bildeten empfinden das unaufhörliche
Hickhack, als das Politik ihnen dargeboten
wird, als langweilige und ermüdende Ver-
anstaltung. In der Wahrnehmung der meis-
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ten Bürger verschmelzen Politik und ihre
mediale Darstellung: Sie sehen eine von
ihren Lebensfragen weit entfernte Auffüh-
rung, begleitet von einem durchdringend
negativen Chor, dargeboten von kaum un-
terscheidbaren Akteuren, auf die sie wenig
Einfluss nehmen können. Die Alltags-
erfahrung sagt vielen Menschen (übrigens
schon lange vor der Finanzkrise),dass zwi-
schen dem medialen Auftritt des politi-
schen Spitzenpersonals und seiner tat-
sächlichen Gestaltungskraft eine beträcht-
liche Kluft entstanden ist. Die Bürger wis-
sen oder ahnen, dass die entscheidenden
Fragen ihres Lebens sich dem Zugriff der
gewählten Politiker entziehen, ja sie ver-
muten, dass die Politik nicht einmal ver-
sucht, ihre Macht überhaupt dafür einzu-
setzen.

Das Waterloo der Medienbranche

Der neue Strukturwandel der Öffentlich-
keit hat Politik in den Medien in eine
Randlage gedrängt. Dass die digitale tech-
nologische Revolution daran einen ent-
scheidenden Anteil hat, ist unbestreitbar.
Die Zukunft der Zeitungen steht tatsäch-
lich erst wirklich in Frage, seit das Internet
ihr ökonomisches Fundament, die Werbe-
einnahmen, bedroht und sie ihr inhalt-
liches Angebot zudem im Netz frühzeitig
kostenfrei präsentiert haben. Doch die
heftig geführten Diskussionen um Twitter,
Blogs, Bürgerjournalismus, neue Partizi-
pation sind auch Verdrängungsleistungen.
Denn die Sinnkrise des politischen Jour-
nalismus hat schon begonnen, als das In-
ternet als schnellstes Kommunikations-
medium noch in den Kinderschuhen
steckte. In Deutschland markiert der Re-
gierungsumzug von Bonn nach Berlin den
Beginn dieser Krise; Berlin war freilich
nicht ihre Ursache, sondern nur der Ka-
talysator, der Entwicklungen unüberseh-
bar gemacht hat, die im gemütlichen Bonn
verdeckt blieben.

Zehn Jahre nach diesem Umzug hat die
Vierte Gewalt ein Waterloo erlebt und mit
aller Kraft verdrängt. Nur wenige Wochen
schlugen in Zeitungsredaktionen die Wel-
len hoch, dann gingen die Kontrolleure der
Macht zum gewohnten Gang der Dinge
über, ganz wie die Politik, wie die Wirt-
schaft, wie die Banker, die allesamt ein In-
teresse (wenn auch aus unterschiedlichen
Motiven) daran hatten, dass die Fragen
nach Ursachen und Konsequenzen nicht
allzu tief gingen. Die Rede ist natürlich von
der Finanzkrise. Die Debatte darüber, ob sie
in erster Linie ein Markt- oder Staatsver-
sagen war, verkam nach kurzer Zeit zu ei-
nem Schwarzer-Peter-Spiel, bei dem die
Verantwortung der je einen auf die je ande-
re Seite geschoben werden konnte. Dabei
hatte sich in den Bildern vom Auszug der
Lehman-Beschäftigten aus ihrem präch-
tigen Gebäude ein Markt- und fundamen-
tales Demokratieversagen gezeigt. Die Poli-
tik hat das Primat verloren, weil sie sich
dem erpresserischen Potenzial der globali-
sierten Wirtschaft so weit gebeugt hat, dass
die Finanzakteure am Ende ganze Staaten
in Geiselhaft nehmen konnten.

In der demokratischen Welt hatte sich
über Jahre ein seltsames Denken breit ge-
macht. Maggie Thatcher hat es auf die For-
mel gebracht: »There is no alternative.« Ihr
(pseudo)pragmatisches Bekenntnis wurde
zum Nebelvorgang, hinter dem ein über-
mächtiges politisches Paradigma den hoch
dosiert ideologischen Anteil seines Den-
kens erfolgreich verbergen konnte. Denn
nichts anderes als unbewiesene Ideologie
war ja das Credo der freien Märkte, das –
ob Bush oder Thatcher, Blair oder Schrö-
der regierten – eine globalisierte Finanz-
welt von jeder Verantwortung befreit hat.

Zu den unbearbeiteten Hinterlassen-
schaften der Finanzkrise gehört die Frage,
wie im Wettbewerbs- und Konkurrenz-
system der Demokratien eine geistig-poli-
tische Konformität entstehen konnte, die
heute, nachdem auf die Finanzkrise auch
noch die Euro-Krise gefolgt ist, fast wie ein
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kollektiver Wahn scheint. Und diese Frage
ist die nach der Rolle der Medien in der
demokratischen Öffentlichkeit.

Sie gehören ja, im weiteren Sinne, zum
System der gegenseitigen Kontrolle der
Gewalten in der pluralen Demokratie. Die
professionelle Öffentlichkeit, auch Vierte
Gewalt genannt, soll den Mächtigen auf
die Finger sehen und Garant einer offen
geführten Debatte im geistig-politischen
Wettstreit sein. Doch gerade Medien eifer-
ten der Alternativlosigkeit des Deregulie-
rungsparadigmas nach. Der Wirtschafts-
journalismus widmete seine Energien den
Chancen der Global Players auf den ent-
grenzten Märkten. In deutschen Talkshows
fand über Jahre so etwas wie eine öffent-
liche Publikumsbeschimpfung statt, bei
der die Elite aus Wirtschaft, Wissenschaft,
Politik und Publizistik die neue Freiheit
gegen die kleinmütige Larmoyanz der
Deutschen feierte – und dabei zu Men-
schen sprach, die im Unterschied zu ihnen
längst mit Risiken und Anpassungsdruck
der globalisierten Verhältnisse Bekannt-
schaft gemacht hatten. Die Zuschauer wie-
derum nahmen im Fernsehen Politiker

und Journalisten als eine politisch-pub-
lizistische Kaste wahr, die, gut bezahlt, in
sicheren Verhältnissen und jenseits aller
Risiken, vom Leben der Bürger meilenweit
entfernt war.

Wie die Politik gegenüber der Wirt-
schaft, so haben Medien in ihrer demokra-
tischen Verantwortung gegenüber Politik
und Wirtschaft versagt. Zwischen den bei-
den Krisen vom September 2008 und Mai
2010 war in Deutschland ein Bundestags-
wahlkampf möglich, in dem die Fragen
nach den Konsequenzen aus der Finanz-
krise nahezu ausgeklammert blieb, und
der auch sonst ein Wahlkampf der erfolg-
reichen Politikvermeidung war. Der Nie-
dergang der SPD und 30 % Nichtwähler
erlaubten Schwarz und Gelb den getrenn-
ten Marsch zum vereinten Wahlsieg, der
am Wochenende der nordrhein-westfäli-
schen Landtagswahl in das beispiellose
Debakel der Euro-Krise mündete.

Demokratie ohne Alternativen ist ei-
gentlich gar keine. Die frappierende Tat-
sache, dass nach dem September 2008 die
Casinojongleure ungeschoren weiterma-
chen konnten, ist nur damit zu erklären,
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dass die Rückendeckung auch des media-
len Mainstreams bestehen blieb. Im letzten
Bundestagswahlkampf konnte und wollte
die Politik ihre Verantwortung nicht the-
matisieren – und die professionelle Öffent-
lichkeit konnte das nicht durchbrechen,
weil sie ihren eigenen Anteil an der Fi-
nanzkrise nicht reflektieren wollte. Am
Ende stand wieder eine Bundeskanzlerin
vor dem Parlament und erklärte die Euro-
Hilfe für alternativlos, zu der sie sich selbst
erst nach sichtbaren Schwankungen durch-
gerungen hatte.

Journalisten sind, nicht anders als Po-
litiker, heute die Getriebenen, nicht die

Gestalter ihrer Berufswelt. Bestehen wer-
den sie die drängenden Herausforderun-
gen des Internets nur, wenn sie ihre Sinn-
krise reflektieren. Dazu zwei Fragen: Neh-
men wir die herausragende Aufgabe unse-
res Berufes ernst genug, den Menschen
Öffentlichkeit zu verschaffen, die selbst
keine Stimme in der Öffentlichkeit haben?
Warum herrscht so oft ein fader Main-
stream-Konformismus statt einer kontro-
versen und pluralen Debatte um die wich-
tigen Fragen? Es gab sie ja, die Kinder am
Straßenrand, die gerufen haben, dass der
Kaiser nackt ist.Wir haben ihnen nur kein
Gehör verschafft.
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Wer kennt sie nicht, die täglichen Breit-
seiten. Hilft man Griechenland, wird ge-
fragt: Ist dies den Steuerzahlern zuzumu-
ten? Verweigert man die Zustimmung,
kommt die Frage aus der Gegenrichtung:

Sollten hier nicht alle Europäer geschlossen
auftreten? Hauptsache, die Politik wird in
die Defensive gebracht, aus einer schein-
bar kritischen Perspektive. Aber qualifi-
zierte Kritik wäre etwas, das sich auch
selbst begründen (können) muss. Kritik,
die beliebig daher kommt, ist so schlimm
wie beliebige Politik. Mit einem Unter-
schied: In den Medien ist solch beliebiger
Kritik keine Grenze mehr gesetzt, wenn sie
erst zum Prinzip geworden ist. Wer ihr
fundierte Argumentation entgegensetzen
wollte, bräuchte dafür ja öffentliche Auf-
merksamkeit, und zwar dauerhaft.

Richard Meng

In der Negativ-Spirale
Der Alarmismus der Medienöffentlichkeit bedroht
die Demokratiefähigkeit der Gesellschaft

Von der Krise des Journalismus ist inzwischen oft die Rede – aber das Problem
liegt tiefer. Im Wettlauf um die schnellste, pfiffigste, radikalste Story wird zu oft
auch ein Grundtenor prinzipienfreier Politikverachtung deutlich. Alarmismus
statt Erklären: Das Publikum wird kirre, solange es überhaupt noch hinsieht. Eine
Mediengesellschaft, deren Öffentlichkeit vom Negativismus geprägt ist, verliert
nach und nach die Fähigkeit zur demokratischen Gestaltung. Das öffentliche Ge-
gacker bringt nichts und niemanden voran, außer Lobbyinteressen und die je-
weilige Opposition.
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